
9. Schließlich habe das Gericht insofern fehlerhaft gehandelt, als 
es das Vorbringen des Rechtsmittelführers zurückgewiesen 
habe, wonach sein Eigentumsrecht verletzt und die Anwen­
dung der Verordnung auf ihn unberechtigt und unverhält­
nismäßig sei. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 194/2008 des Rates vom 25. Februar 2008 
zur Verlängerung und Ausweitung der restriktiven Maßnahmen ge­
gen Birma/Myanmar und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 817/2006 (ABl. L 66, S. 1). 

Klage, eingereicht am 29. Juli 2010 — Europäische 
Kommission/Republik Finnland 

(Rechtssache C-380/10) 

(2010/C 260/16) 

Verfahrenssprache: Schwedisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: A. 
Alcover San Pedro und K. Nyberg) 

Beklagte: Republik Finnland 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Finnland gegen ihre Ver­
pflichtungen aus der Richtlinie 2007/2/EG ( 1 ) des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 14. März 2007 zur 
Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europäischen 
Gemeinschaft (INSPIRE) verstoßen hat, indem sie für die 
Provinz Åland nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten erlassen hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, oder jedenfalls die Kommission hierüber 
nicht unterrichtet hat; 

— der Republik Finnland die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für die Umsetzung der Richtlinie sei am 14. Mai 2009 
abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 108, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Supreme Court (Irland), 
eingereicht am 6. August 2010 — J. McB./L. E. 

(Rechtssache C-400/10) 

(2010/C 260/17) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

Supreme Court 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: J. McB. 

Beklagte: L. E. 

Vorlagefrage 

Ist es einem Mitgliedstaat nach der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 ( 1 ) des Rates vom 27. November 2003 über die 
Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die el­
terliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 ( 2 ), sei es bei einer Auslegung im Licht 
von Art. 7 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
oder in anderer Weise, untersagt, in seinem Recht vorzusehen, 
dass der Vater eines Kindes, der nicht mit der Mutter verheiratet 
ist, nur dann, wenn er die Anordnung eines zuständigen Ge­
richts, mit der ihm das Sorgerecht übertragen wird, erwirkt hat, 
das „Sorgerecht“ besitzt, das ein Verbringen dieses Kindes aus 
dem Staat seines gewöhnlichen Aufenthalts widerrechtlich im 
Sinne von Art. 2 Nr. 11 dieser Verordnung werden lässt? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 
2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend 
die elterliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 (ABl. L 338, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über 
die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche 
Verantwortung für die gemeinsamen Kinder der Ehegatten (ABl. 
L 160, S. 19).
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